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Millionen für IM „Landgraf“
Kompetenzwirrwarr und fehlendes Personal erleichterten es Seilschaften und 

Gaunern, im Zuge der deutschen Einheit Milliarden abzuzocken.
Bei der Aufklärung spielt das Finanzministerium eine merkwürdige Rolle.
kammer (1990): Kompetenzen zersplittert 
Für die einen war „von 
Anfang an klar“, daß er
für die Katz ist, der Un-

tersuchungsausschuß „DDR-
Vermögen“: „Wesentliche neue
Erkenntnisse“, so die Mitglie-
der der Koalitionsfraktionen,
seien trotz fast dreijähriger Su-
che nach den bei der deutschen
Einheit verschwundenen Mil-
liarden nicht herausgekommen.
Die SPD sei ohnehin „mehr an
spektakulären Schlagzeilen als
an einer seriösen Arbeit“ inter-
essiert gewesen.

Sozialdemokraten und Bünd-
nisgrüne halten dagegen, die
Mehrheit habe gar keine Auf-
klärung gewollt. Die Regierung,
so die SPD, habe die Tätigkeit
des Ausschusses „systematisch“
behindert, Beweisanträge der
Opposition blockiert und ange-
forderte Akten zurückgehalten.

Wahlkampf in Bonn. Die of-
fizielle Bewertung der Beweis-
erhebung in dem mehr als tau-
send Seiten starken Abschluß-
bericht des Ausschusses, der diese Woche
vorgelegt wird, gibt nur die Auffassung der
Mitglieder von CDU/CSU und FDP wie-
der. Die Oppositionsfraktionen SPD und
Grüne haben ein eigenes Œuvre verfaßt –
und die SED-Nachfolgerin PDS sowieso.

92 Zeugen und Experten traten vor dem
Gremium auf, die Volksvertreter sichteten
213653 Blatt Papier. Daß trotzdem kein all-
seits akzeptiertes Ergebnis herauskam,
kreidet die SPD vor allem der Geheimnis-
krämerei der Bundesregierung an.

„Grotesk“, sagt ein Sozialdemokrat, sei
etwa der von der Regierung verfügte Ge-
heimschutz für Akten über die versicker-
ten Subventionen für den Werftenverbund
Bremer Vulkan gewesen: Während den par-
allel tagenden Untersuchungsausschüssen
in den Landesparlamenten von Bremen
und Mecklenburg-Vorpommern volle Ein-
sicht gewährt worden sei, habe die Bun-
desregierung die dem Bonner Ausschuß
überlassenen Papiere bis zur Unleserlich-
keit geschwärzt.

Und im Streit um behauptete Schmier-
geldzahlungen des französischen Mine-
ralölkonzerns Elf Aquitaine an die CDU im
Zusammenhang mit der Privatisierung des

DDR-Volks
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Minol-Tankstellennetzes und der Erdöl-
raffinerie in Leuna werfen SPD und Bünd-
nisgrüne den Mehrheitsfraktionen „Be-
hinderung der Aufklärung“ vor.

Etwa bei der Erhellung eines dubiosen
Deals mit einem ehemaligen österreichi-
schen Stasi-Zuträger. Ein Papier belegt, wie
schlampig Theo Waigels Beamte ihrem Auf-
trag nachkommen, die nach dem Unter-
gang der DDR von Einheitsgewinnlern ver-
schobenen Milliarden für die Staatskasse
wiederzubeschaffen.

In Akten der Staatsanwaltschaft ent-
deckten die Abgeordneten einen bis dahin
unbekannten „Side-Letter“, eine Zusatz-
vereinbarung zu einem umstrittenen Ver-
gleich zwischen dem Bundesamt für Fi-
nanzen und der Schweizer Firma Lomer &
Co.AG über ein Millionengeschäft im Zuge
der deutschen Einheit.

Die Firma wird vom Ausschuß dem Im-
perium des Wiener Holz- und Textilien-
händlers Martin Schlaff, 44, zugerechnet.
Der Mann, der beste Beziehungen zur Po-
litik in Österreich unterhält, wurde einst
von der für Auslandsspionage zuständigen
Stasi-Hauptverwaltung Aufklärung (HVA)
als Inoffizieller Mitarbeiter (IM) „Land-
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graf“ geführt und versorgte in den achtzi-
ger Jahren die DDR mit Embargo-Waren,
vor allem mit Mikroelektronik.

Lomer & Co. hatten im Frühjahr 1990 ei-
nen Betrag von 167,6 Millionen DDR-
Mark, die angeblich aus einem Technolo-
giehandel mit der DDR stammten und nun
auf einem Konto beim Berliner Stadtkon-
tor lagen, großzügig als Darlehen an ost-
deutsche Geschäftspartner verteilt: 
π 1,6 Millionen Ost-Mark erhielt der

Dresdner Wirtschaftswissenschaftler
Professor Siegfried Bergström, auch er
ein ehemaliger IM der HVA (Deckname
„Berg“), der mit diesem Kredit das ein-
stige konspirative HVA-Objekt „Haus
am Hang“ erwarb. Kaufpreis: 1 791 157
DDR-Mark, heutiger Verkehrswert:
mehr als 10 Millionen Mark West;

π 950000 Mark bekam das von sechs Sta-
si-Offizieren gegründete Reisebüro „El-
bion-Tours“, und

π den größten Batzen – 165 Millionen
Mark – überwies Lomer an den Rat der
Stadt Dresden; die Berliner Import-Ex-
port-Gesellschaft (BIEG), eine Firma aus
dem Schattenreich des DDR-Devisen-
beschaffers Alexander Schalck-Golod-



er
kowski, stockte das Darlehen um weite-
re 60 Millionen auf.
Alle drei Darlehen wurden bei der

Währungsunion am 1. Juli 1990 wie die
Guthaben aller DDR-Bürger im Verhältnis
2 : 1 umgestellt – für 167,6 Millionen DDR-
Mark gab es 83,8 Millionen West-Mark.Auf
dem Lomer-Konto beim Stadtkontor wäre
das Guthaben, da es sich um eine auslän-
dische Firma handelte, 3 : 1 getauscht wor-
den, hätte mithin nur knapp 55,9 Millionen
Mark erbracht (siehe Grafik).

Als Lomer 1992 das Darlehen von der
Stadt Dresden zurückforderte, kam es zu
einem Schiedsgerichtsverfahren vor der
Zürcher Handelskammer. Das Bonner Fi-
nanzministerium befürchtete, die Stadt
werde den Kredit zu einem Umstellungs-
kurs von 2 : 1 zurückzahlen müssen und
schloß im Juni 1996 einen Vergleich mit
Lomer, in dem sich die Firma mit einem
3 : 1-Kurs begnügte.

Vergebens hatten die für Vereinigungs-
kriminalität zuständige Staatsanwaltschaft
II beim Landgericht Berlin und die Bun-
desanstalt für vereinigungsbedingte Son-
deraufgaben (BvS), die Nachfolgerin der
Treuhandanstalt, vor dem Vergleich ge-
warnt, weil er eine vermeidbare „Auszah-
lung von Tatbeute“ darstelle.

Denn Polizei und Staatsanwaltschaft
vermuten seit langem, daß die Lomer-
Millionen aus einem Scheingeschäft stam-
men. Das Elektronikkombinat VEB Ro-
botron hatte den Betrag, zuzüglich ein Pro-
zent Provision, an die BIEG überwiesen,
angeblich als Kaufpreis für 24 400 Fest-
plattenspeicher, die aber nach Überzeu-
Die BIEG (Berliner Import-Export-Gesellschaft)
überweist als DDR-Außenhandelsbetrieb für
den angeblichen Kauf von ausländischen Fest-
plattenspeichern 167626800 DDR-Mark . . .

Währungsumtausch  am 1. Juli 1990

DARLEHEN in der DDR

RÜCKZAHLUNG der Darlehen (ohne Verzinsu

als inländische (DDR) juristische Person im Verhältn

1600000
DDR-Mark

800000 Mark

165000000
DDR-Mark

82500000 Mark

9500
DDR-M

4750

Rat der
Stadt Dresden

Professor
S. Bergström

Firma
Elbion

Quelle: Untersuchungsausschuß „DDR-Verm

Günstig getauscht  Ein Transfergeschäf
gung der Ermittler nie geliefert
wurden.

Erst als sich der SPD-Ob-
mann im Untersuchungsaus-
schuß, Friedhelm Julius Beu-
cher, nach vergeblichen Inter-
ventionen bei Finanzminister
Waigel direkt ans Kanzleramt
wandte, wurde die Überwei-
sung von 78 Millionen Mark an
Lomer in letzter Minute ge-
stoppt. Die Sache ist noch nicht
ausgestanden.

Aus dem Side-Letter geht hervor, daß
der ganze Hickhack womöglich hätte ver-
mieden werden können. Lomer hatte, was
die Regierung dem Ausschuß verschwieg,
beim Abschluß des Vergleichs einer neu-
tralen Nachprüfung des angezweifelten
Festplattendeals zugestimmt.

„Rechtsverbindlich und unwiderruflich“
verpflichtete sich die Schweizer Firma, in-
nerhalb von vier Wochen nach Aufforde-
rung „ein Konvolut vorzulegen, aus dem
sich die Lieferung ergibt“. Und: „Wenn
eine Gerichtsentscheidung eines deutschen
Gerichtes rechtskräftig vorliegt, aus der
sich ergibt, daß es die Lieferung nicht ge-
geben hat, ist der Vergleich aufgelöst.“

Doch von diesem Angebot machte das
Finanzministerium keinen Gebrauch –
warum auch immer. Schlaff hat sich zu den
Vorwürfen bisher nicht geäußert.

Einig sind sich die Ausschußmitglieder
aller Couleur, daß Schlaff auch anderwei-
tig in krumme Einheitsgeschäfte verwickelt
ist. Der Ausschußbericht schildert aus-
führlich, wie der Österreicher mit der Fir-
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. . .auf ein DDR-Konto der Schwei-
zer Firma LOMER & Co. AG.
Diese vergibt im März/April 1990
drei Darlehen in der DDR in Höhe
von 167 550 000 DDR-Mark.
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Legal hätte die Firma dieses
Geld als ausländische juristi-
sche Person im Verhältnis 3:1
tauschen müssen.

ögen“

t zur Zeit der Währungsumstellung
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ma Holzhandel Berlin und
Brandenburg (HBB) ein
Schnäppchen machte.

Im nachhinein stellte sich
heraus, daß der bei der Treu-
handanstalt für den HBB-Ver-
kauf zuständige Referent Peter
Deparade seinen Dienst just
einen Tag nach der ersten
Kaufofferte der Schlaff-Firma
Robert Placzek Holding für
HBB angetreten hatte. Bald
nachdem Placzek den Zuschlag

erhalten hatte, schied Deparade bei der
Treuhand wieder aus – und tauchte als Vor-
standsmitglied einer Placzek-Tochter auf.

Im Fall HBB hatte die Zentrale Ermitt-
lungsstelle der Berliner Polizei für Regie-
rungs- und Vereinigungskriminalität (Zerv)
ausdrücklich davon abgeraten, die Firma an
Schlaff zu veräußern. Doch wie hier ge-
lang es im Kompetenzwirrwarr zahlreicher
Kontroll- und Aufklärungsgremien alten
Seilschaften aus smarten DDR-Funk-
tionären und cleveren Gaunern immer wie-
der, ehedem volkseigenes Vermögen in die
eigenen Taschen zu leiten. Manfred Kitt-
laus, Chef der Zerv, zählt 17 Institutionen
neben der eigenen, die sich bei der Suche
nach den verschwundenen Schätzen ge-
genseitig auf die Füße treten, anstatt ef-
fektiv zusammenzuarbeiten.

Die DDR-Volkskammer hatte 1990 die
Kompetenzen für Parteivermögen, Firmen
aus dem Schalck-Bereich Kommerzielle
Koordinierung und Stasi-Liegenschaften
auf diverse Kommissionen und Behörden
aufgeteilt, und so wurde es auch im Eini-
gungsvertrag festgeschrieben.

Wilde Spekulationen wuchern um das
Ausmaß des Schadens, der durch krimi-
nelle Machenschaften angerichtet wurde.
Die Zerv addiert die bei ihr eingegangenen
Schadensmeldungen auf 26 Milliarden
Mark – und zählte auch nicht nachweisba-
re Forderungen mit. Die BvS minimiert die
Verluste auf 350 Millionen Mark – eine ab-
surde Rechnung, da allein im Fall der von
betrügerischen Investoren ausgehöhlten
Wärmeanlagenbau Berlin (WBB) die ge-
schätzte Schadenssumme bei 200 Millio-
nen Mark liegt.

Die BvS hat allen Grund tiefzustapeln:
Gerade bei der Privatisierung der WBB
hatte die Vorgängerin, die Treuhandanstalt,
sträflich leichtsinnig auf die Bonität des
Erwerbers vertraut: Ihr genügten zwei 
vom Käufer mitgebrachte Kurzauskünfte
Schweizer Banken.

Sozialdemokrat Beucher meint, daß die
Verantwortlichen für die Versäumnisse ge-
radestehen müßten. „Gemessen an der
Summe dessen“, was durch eine „oft nach-
lässige, schlampige, oberflächliche Aufsicht
zum Schaden der Bundesrepublik“ ange-
richtet worden sei, erklärte er in der PDS-
nahen Tageszeitung „Neues Deutschland“,
gehöre es „zum ordentlichen Rechtsstaat,
daß da auch Köpfe rollen“. ™
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